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  Anlage zu Drucksachen Nr.: 03/0398  
 
 
 

Synopse der Satzung 
 

der Stadt Sankt Augustin für die Durchführung von Bürgerentscheiden 
 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f 
der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.94 (GV NW 
S.666) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20.03.96 (GV NW S.124) hat der Rat 
der Stadt Sankt Augustin am 18.12.1996 
folgende Satzung zur Durchführung von 
Bürgerentscheiden beschlossen: 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Satzung gilt für die Durchführung 
von Bürgerentscheiden im Gebiet der 
Stadt Sankt Augustin (Abstimmungsge-
biet). 
 
 

§ 2 
Zuständigkeiten 

 
(1)  Der Bürgermeister leitet die Abstim-

mung (Abstimmungsleiter), stellver-
tretender Abstimmungsleiter ist sein 
allgemeiner Vertreter. Der Abstim-
mungsleiter ist für die ordnungsge-
mäße Vorbereitung und Durchfüh-
rung des Bürgerentscheids verant-
wortlich, soweit die Gemeindeord-
nung oder diese Satzung nichts an-
deres bestimmen. 

 
 
(2)  Der Abstimmungsvorstand besteht 

aus dem Vorsteher, dem stellvertre-
tenden Vorsteher und drei bis sechs 
Beisitzern. Der Bürgermeister be-
stimmt die Zahl der Mitglieder des 
Abstimmungsvorstandes und beruft 

 
Aufgrund von § 7 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. 
§ 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NW S. 666) zuletzt geändert durch Abs. 1 
EntLkommG vom 29.04.2003 (GV NW 
S. 254) hat der Rat der Stadt Sankt Au-
gustin am    folgende Satzung zur
Durchführung von Bürgerentscheiden be-
schlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Satzung gilt für die Durchführung 
von Bürgerentscheiden im Gebiet der 
Stadt Sankt Augustin (Abstimmungsge-
biet). 
 
 

§ 2 
Zuständigkeiten 

 
(1) Der Bürgermeister leitet die Abstim-

mung (Abstimmungsleiter), stellver-
tretender Abstimmungsleiter ist sein 
allgemeiner Vertreter. Der Abstim-
mungsleiter ist für die ordnungsmäßi-
ge Vorbereitung und Durchführung 
des Bürgerentscheids verantwortlich, 
soweit die Gemeindeordnung oder 
diese Satzung nichts anderes 
bestimmen. 

 
 
(2) Der Bürgermeister bildet für jeden 

Stimmbezirk einen Abstimmungsvor-
stand. Der Abstimmungsvorstand be-
steht aus dem Vorsteher, dem stell-
vertretenden Vorsteher und drei bis 
sechs Beisitzern. Der Bürgermeister 
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die Mitglieder des Abstimmungsvor-
standes. Er kann hierbei auf Unter-
zeichner des Bürgerbegehrens zu-
rückgreifen. Die Beisitzer des Ab-
stimmungsvorstandes können im Auf-
trage des Bürgermeisters auch vom 
Vorsteher berufen werden. Der Ab-
stimmungsvorstand entscheidet mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vor-
stehers den Ausschlag. 

 
 
 
(3)  Der Briefabstimmungsvorstand be-

steht aus dem Briefabstimmungsvor-
steher, dem stellvertretenden Brief-
abstimmungsvorsteher und drei bis 
sechs Beisitzern. Der Bürgermeister 
bestimmt die Zahl der Mitglieder des 
Briefabstimmungsvorstandes und be-
ruft die Mitglieder des Briefabstim-
mungsvorstandes. Der Bürgermeister 
bestimmt, wie viel Briefabstimmungs-
vorstände zu bilden sind, um das Er-
gebnis der Briefabstimmung noch am 
Abstimmungstag feststellen zu kön-
nen. Die Bestimmungen des Abs. 2 
Sätze 3 bis 6 gelten entsprechend. 

 
 
(4)  Die Beisitzer in den Abstimmungs-

vorständen und die Vorsteher und ih-
re Stellvertreter üben eine ehren-
amtliche Tätigkeit aus, auf die sinn-
gemäß die allgemeinen Vorschriften 
des kommunalen Verfassungsrechts 
mit Ausnahme des § 31 der Gemein-
deordnung Anwendung finden. 

 
 
(5)  Der Bürgermeister entscheidet dar-

über, ob ein wichtiger Grund für die 
Ablehnung einer ehrenamtlichen Tä-
tigkeit vorliegt. 

 
 
 
 
 
 

bestimmt die Zahl der Mitglieder des 
Abstimmungsvorstandes und beruft 
die Mitglieder des Abstimmungsvor-
standes. Er kann hierbei auf Unter-
zeichner des Bürgerbegehrens zu-
rückgreifen. Die Beisitzer des Ab-
stimmungsvorstandes können im Auf-
trage des Bürgermeisters auch vom 
Vorsteher berufen werden. Der Ab-
stimmungsvorstand entscheidet mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vor-
stehers den Ausschlag. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Mitglieder in den Abstimmungs-

vorständen üben eine ehrenamtliche 
Tätigkeit aus, auf die sinngemäß die 
allgemeinen Vorschriften des kom-
munalen Verfassungsrechts mit Aus-
nahme des § 31 der Gemeindeord-
nung Anwendung finden.  

 
 
 
(4) Der Bürgermeister entscheidet dar-

über, ob ein wichtiger Grund für die 
Ablehnung einer ehrenamtlichen Tä-
tigkeit vorliegt.  
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§ 3 
Stimmbezirke 

 
Der Bürgermeister teilt das Abstim-
mungsgebiet in Stimmbezirke ein. Die 
Stimmbezirke sollen gemäß der Eintei-
lung der Wahlbezirke der vorangegange-
nen Kommunalwahl abgegrenzt sein. 
 
 

§ 4 
Abstimmberechtigung 

 
(1)  Abstimmberechtigt für einen Bürger-

entscheid im Abstimmungsgebiet ist, 
wer am Tag des Bürgerentscheids 
Deutscher im Sinne von Artikel 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder 
die Staatsangehörigkeit eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Ge-
meinschaft besitzt, das 18. Lebens-
jahr vollendet hat und mindestens seit 
3 Monaten im Gemeindegebiet seine 
Wohnung, bei mehreren Wohnsitzen 
seine Hauptwohnung hat. 

 
 
(2)  Verlegen Abstimmberechtigte nach 

dem 35. Tage vor dem Bürgerent-
scheid (Stichtag) ihre Wohnung aus 
dem Abstimmungsgebiet oder wird ih-
re Wohnung zur Nebenwohnung, so 
sind sie nicht mehr stimmberechtigt. 

 
(3)  Von der Abstimmberechtigung aus-

geschlossen ist 
 

1. derjenige, für den zur Versorgung 
aller seiner Angelegenheiten ein 
Betreuer nicht nur durch einstwei-
lige Anordnung bestellt ist; dies 
gilt auch, wenn der Aufgaben-
kreis des Betreuers die in § 1896 
Abs. 4 und § 1905 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs bezeichneten 
Angelegenheiten nicht erfasst, 

 
2. wer infolge Richterspruchs in der 

Bundesrepublik Deutschland das 
Wahlrecht nicht besitzt. 

 

§ 3 
Stimmbezirke 

 
Der Bürgermeister teilt das Abstim-
mungsgebiet in Stimmbezirke ein. 

 
 
 
 
 

§ 4 
Abstimmberechtigung 

 
(1) Abstimmberechtigt ist, wer am Tag 

des Bürgerentscheids Deutscher im 
Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist oder die Staatsan-
gehörigkeit eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Gemeinschaft besitzt, 
das 16. Lebensjahr vollendet hat und 
mindestens seit 3 Monaten im Ge-
meindegebiet seine Wohnung, bei 
mehreren Wohnungen seine Haupt-
wohnung hat.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Von der Abstimmberechtigung aus-

geschlossen ist 
 
1.  derjenige, für den zur Besorgung 

aller seiner Angelegenheiten ein 
Betreuer nicht nur durch einstweili-
ge Anordnung bestellt ist; dies gilt 
auch, wenn der Aufgabenkreis des 
Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und 
§ 1905 des Bürgerlichen Gesetz-
buches bezeichneten Angelegen-
heiten nicht erfasst, 

 
2.  wer infolge Richterspruchs in der 

Bundesrepublik Deutschland das 
Wahlrecht nicht besitzt. 
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§ 5 

Stimmschein 
 
(1)  Abstimmen kann nur, wer in ein Ab-

stimmungsverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Stimmschein hat. 

 
(2)  Ein Abstimmberechtigter, der nicht in 

das Abstimmungsverzeichnis einge-
tragen ist, erhält auf Antrag einen 
Stimmschein. Die Erteilung eines 
Stimmscheins kann schriftlich oder 
mündlich beim Bürgermeister be-
antragt werden. Die Schriftform gilt 
auch durch Telegramm oder Fernko-
pie als gewahrt. Eine fernmündliche 
Antragstellung ist unzulässig. Wer 
den Antrag für einen anderen stellt, 
muss durch Vorlage einer schriftli-
chen Vollmacht nachweisen, dass er 
dazu berechtigt ist. 

 
 
(3)  Bei einem Antrag auf Abstimmung 

per Brief sind dem Stimmschein bei-
zufügen: 

 
1.  ein amtlicher Stimmzettel, 
 
2.  ein amtlicher Stimmumschlag, 
 
3.  ein amtlicher Stimmbriefum-

schlag, auf dem die vollständige 
Anschrift, an die der Stimmbrief 
zu übersenden ist, und der 
Stimmbezirk anzugeben sind; 
daneben kann auch die Stimm-
scheinnummer angegeben wer-
den, 

 
4.  ein Merkblatt für die Stimmabga-

be per Brief. 
 
 
(4)  Die Abstimmung per Brief kann ab 

Bekanntmachung des Bürgerent-
scheids, spätestens jedoch bis zum 
2. Tage vor dem Tag des Bürgerent-
scheids 18.00 Uhr, beantragt werden. 
Die Briefabstimmungsunterlagen 

 
§ 5 

Stimmschein 
 
(1) Abstimmen kann nur, wer in ein Ab-

stimmungsverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Stimmschein hat. 

 
(2)  Ein Abstimmberechtigter erhält auf 

Antrag einen Stimmschein. Stimm-
scheine können bis zum 2. Tag vor 
Beginn des Bürgerentscheides, 
18.00 Uhr, beantragt werden. Im üb-
rigen gilt § 19 Abs. 3 KWahlO ent-
sprechend. 
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werden frühestens 14 Tage vor dem 
Tag des Bürgerentscheids zur Verfü-
gung gestellt. Stimmscheine gemäß 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 können noch bis 
zum Abstimmungstag, 15.00 Uhr, be-
antragt werden. 

 
 
(5)  Gültige Stimmscheine müssen von 

mit der Erteilung beauftragten Be-
diensteten eigenhändig unterschrie-
ben und mit dem Dienstsiegel verse-
hen sein. 

 
 
(6)  Über die erteilten Stimmscheine führt 

der Bürgermeister ein Stimmschein-
verzeichnis. Auf dem Stimmschein 
wird die Nummer eingetragen, unter 
der er im Stimmscheinverzeichnis 
vermerkt ist.  

 
 
(7)  Verlorene Stimmscheine werden 

nicht ersetzt. Versichert ein Abstimm-
berechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Stimmschein nicht zuge-
gangen ist, kann ihm bis zum Ab-
stimmungstage, 15.00 Uhr, ein neuer 
Stimmschein erteilt werden. 

 
 
(8)  Hat ein Abstimmberechtigter einen 

Stimmschein erhalten, so wird in das 
Abstimmungsverzeichnis in der Spal-
te für den Vermerk über die Stimm-
abgabe ”Stimmschein” oder ”S” ein-
getragen. 

 
 

§ 6 
Abstimmungsverzeichnis 

 
(1) In jedem Stimmbezirk wird ein Ab-

stimmungsverzeichnis geführt. In das 
Abstimmungsverzeichnis werden alle 
Personen eingetragen, bei denen am 
35. Tage vor dem Bürgerentscheid 
(Stichtag) feststeht, dass sie ab-
stimmberechtigt und nicht von der 
Abstimmung ausgeschlossen sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 6 
Abstimmungsverzeichnis 

 
(1) In jedem Stimmbezirk wird ein Ab-

stimmungsverzeichnis geführt. In das 
Abstimmungsverzeichnis werden alle 
Personen eingetragen, bei denen am 
35. Tage vor dem Bürgerentscheid 
(Stichtag) feststeht, dass sie ab-
stimmberechtigt und nicht von der 
Abstimmung ausgeschlossen sind. 
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(2)  Verlegen Abstimmberechtigte nach 

dem o.g. Stichtag ihre Wohnung aus 
dem Abstimmungsgebiet oder wird ih-
re Wohnung zur Nebenwohnung, so 
sind sie aus dem Abstimmungsver-
zeichnis zu streichen. 

 
 
(3)  Abstimmberechtigte, die nach dem 

o.g. Stichtag und vor der Auslegung 
(§ 6 Abs. 6 dieser Satzung) ihre 
Wohnung, bei mehreren Wohnungen 
die Hauptwohnung, innerhalb der 
Gemeinde von einem Stimmbezirk in 
einen anderen verlegen, sollen bei 
der Anmeldung darauf hingewiesen 
werden, dass sie nur auf Antrag in 
das Abstimmungsverzeichnis des für 
die neue Wohnung maßgeblichen 
Stimmbezirks eingetragen werden. 
Anträge auf Aufnahme in das Ab-
stimmungsverzeichnis sollen nach 
Möglichkeit sogleich entgegen ge-
nommen werden. 

 
 
(4)  Der Bürger kann nur in dem Stimm-

bezirk abstimmen, in dessen Ab-
stimmungsverzeichnis er eingetragen 
ist. 

 
 
(5) Inhaber eines Stimmscheins können 

in jedem Stimmbezirk des Abstim-
mungsgebietes oder durch Brief ab-
stimmen. 

 
 
(6)  Das Abstimmungsverzeichnis ist an 

den Werktagen vom 20. bis zum 16. 
Tage vor dem Bürgerentscheid zur 
allgemeinen Einsicht öffentlich auszu-
legen. Ort, Datum und Uhrzeit der 
Auslegung sowie die Vorausset-
zungen für die Abstimmberechtigung 
sind zuvor öffentlich bekannt zu ma-
chen. 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Bürger kann nur in dem Stimmbe-

zirk abstimmen, in dessen Abstim-
mungsverzeichnis er eingetragen ist. 

 
 
 
(3)  Inhaber eines Stimmscheins können 

in jedem Stimmbezirk des Abstim-
mungsgebietes oder durch Brief ab-
stimmen. 

 
 
(4)  Das Abstimmungsverzeichnis ist an 

den Werktagen vom 20. bis zum 16. 
Tage vor dem Bürgerentscheid zur 
allgemeinen Einsicht öffentlich auszu-
legen. 

 
 
 
 
 
 



  Anlage zu Drucksachen Nr.: 03/0398  
- 7 - 

 

 
  

(7)  Das Abstimmungsverzeichnis ist spä-
testens am Tage vor der Abstim-
mung, jedoch nicht früher als am 3. 
Tage vor der Abstimmung, abzu-
schließen.  

 
 

 
§ 7 

Benachrichtigung der Abstimmberech-
tigten 

 
Eine besondere Benachrichtigung der 
Abstimmberechtigten erfolgt nicht. 
 
 

§ 8 
Tag des Bürgerentscheids, Bekannt-

machung 
 
(1)  Der Bürgerentscheid findet an einem 

Sonntag statt. Der Tag wird vom Rat 
bestimmt. 

 
 
(2)  Die Abstimmungszeit dauert von 8 bis 

18 Uhr. 
 
 
(3)  Unverzüglich nach der Bestimmung 

des Tags des Bürgerentscheids 
durch den Rat macht der Bürgermeis-
ter den Tag des Bürgerentscheids 
und dessen Gegenstand öffentlich 
bekannt. Die Bekanntmachung hat zu 
enthalten: 

 
1.  den Tag des Bürgerentscheids, 
 
2.  den Text der zu entscheidenden 

Frage. 
 

Die Bekanntmachung kann eine Er-
läuterung des Bürgermeisters enthal-
ten, die kurz und sachlich sowohl die 
Begründung der Antragsteller als 
auch die von den Gemeindeorganen 
vertretene Auffassung über den Ge-
genstand des Bürgerentscheids ent-
halten soll. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
Benachrichtigung der Abstimmbe-

rechtigten 
 
Eine besondere Benachrichtigung der 
Abstimmberechtigten erfolgt nicht. 
 
 

§ 8 
Tag des Bürgerentscheids, Bekannt-

machung 
 
(1)  Der Bürgerentscheid findet an einem 

Sonntag statt. Der Tag wird vom Rat 
bestimmt. 

 
 
(2)  Die Abstimmungszeit dauert von 

8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
 
(3)  Unverzüglich nach der Bestimmung 

des Tages des Bürgerentscheids 
durch den Rat macht der Bürgermeis-
ter den Tag des Bürgerentscheids 
und dessen Gegenstand öffentlich 
bekannt. Die Bekanntmachung hat zu 
enthalten: 

 
1. den Tag des Bürgerentscheids, 
 
2. den Text der zu entscheidenden 

Frage. 
 
Die Bekanntmachung kann eine Er-
läuterung des Bürgermeisters enthal-
ten, die kurz und sachlich sowohl die 
Begründung der Antragsteller als 
auch die von dem zuständigen Ge-
meindeorgan vertretene Auffassung 
über den Gegenstand des Bürgerent-
scheids enthalten soll.  
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(4)  Spätestens am sechsten Tage vor 

dem Bürgerentscheid macht der Bür-
germeister unter Hinweis auf die Be-
kanntmachung nach Abs. 3 den Tag 
des Bürgerentscheids, Beginn und 
Ende der Abstimmungszeit, den Text 
der zu entscheidenden Frage sowie 
die Stimmbezirke und die Stimmräu-
me öffentlich bekannt. Die Bekannt-
machung hat folgendes zu enthalten: 

 
1. die Einteilung des Abstimmungs-

gebiets in Stimmbezirke und die 
Aufzählung der Stimmräume, 

 
2. den Hinweis, dass die Stimmzet-

tel amtlich hergestellt und im 
Stimmraum bereitgehalten wer-
den, 

 
3. den Hinweis, dass ein gültiger 

Ausweis mitzubringen ist, damit 
sich der Abstimmende bei Ver-
langen über seine Person aus-
weisen kann, 

 
4. den Hinweis, dass der Abstim-

mende nur eine Stimme hat, die 
abgegeben wird, indem durch 
ankreuzen oder auf andere Wei-
se eindeutig kenntlich gemacht 
wird, welcher Antwort die Stimme 
gelten soll, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(4) Spätestens am sechsten Tag vor dem 

Bürgerentscheid macht der Bürger-
meister unter Hinweis auf die Be-
kanntmachung nach Abs. 3 den Tag 
des Bürgerentscheids, Beginn und en-
de der Abstimmungszeit, den Text der 
zu entscheidenden Frage sowie die 
Stimmbezirke und die Stimmräume öf-
fentlich bekannt. Die Bekanntmachung 
hat zu enthalten: 

 
1. Einteilung des Abstimmungsge-

biets in Stimmbezirke und die Auf-
zählung der Stimmräume, 

 
2. den Hinweis, dass die Stimmzettel 

amtlich hergestellt und im Stimm-
raum bereitgehalten werden, 

 
 
3. den Hinweis, dass ein gültiger 

Ausweis mitzubringen ist, damit 
sich der Abstimmende bei Verlan-
gen über seine Person ausweisen 
kann, 

 
4. den Hinweis, dass der Abstim-

mende nur eine Stimme hat, die 
abgegeben wird, indem durch an-
kreuzen oder auf andere Weise 
eindeutig kenntlich gemacht wird, 
welcher Antwort die Stimme gelten 
soll, 

 
5. falls elektronische Stimmenzählge-

räte zum Einsatz kommen, den 
Hinweis, in welchen Stimmbezir-
ken Wahlgeräte verwendet werden 
und in welcher Weise der Abstim-
mende seine Stimme abgibt (§ 11 
Abs. 4). Dem Abdruck der Be-
kanntmachung ist neben dem 
Stimmzettel eine Abbildung der 
Seite des Wahlgerätes, an der Ab-
stimmende seine Stimme abgeben 
kann, nebst gerätespezifischer 
Darstellung der zu entscheidenden 
Frage beizufügen, 
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5. den Hinweis, in welcher Weise 
mit Stimmschein und insbesonde-
re durch Abstimmung per Brief 
abgestimmt werden kann. 

 
(5)  Ein Abdruck der Abstimmungsbe-

kanntmachung ist vor Beginn der Ab-
stimmung am Eingang des Gebäu-
des, in dem sich der Stimmraum be-
findet, anzubringen. Dem Abdruck ist 
ein Stimmzettel beizufügen.  

 
 

§ 9 
Ausstattung der Abstimmungsvor-

stände 
 
Der Bürgermeister übergibt dem Abstim-
mungsvorsteher eines jeden Stimmbe-
zirks vor Beginn der Abstimmung  
 
 
1. das Abstimmungsverzeichnis, 
2.  amtliche Stimmzettel in genügender 

Zahl, 
3.  Vordrucke der Abstimmungsnieder-

schrift, 
4.  Vordrucke der Schnellmeldung, 
5.  Abdrucke dieser Satzung, 
6.  Abdruck der Abstimmungsbekannt-

machung, 
7.  Verschlussmaterial für die Abstim-

mungsurne, 
8.  Verpackungs- und Siegelmaterial 

zum Verpacken der Abstimmungsun-
terlagen, 

9.  Liste mit den für ungültig erklärten 
Stimmscheinen. 

 
 

§ 9a 
Ausstattung der Briefabstimmungs-

vorstände 
 
Der Bürgermeister übergibt dem Briefab-
stimmungsvorsteher eines jeden Stimm-
bezirks vor Beginn der Briefabstim-
mungshandlung 
 
1. Vordrucke der Briefabstimmungsnie-

derschrift, 

6. den Hinweis, in welcher Weise mit 
Stimmschein und insbesondere 
durch Abstimmung per Brief abge-
stimmt werden kann. 

 
(5) Ein Abdruck der Bekanntmachung 

nach Abs. 4 ist vor Beginn der Ab-
stimmung am Eingang des Gebäu-
des, in dem sich der Stimmraum be-
findet, anzubringen. Dem Abdruck ist 
ein Stimmzettel beizufügen. 
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2.  Vordrucke der Briefabstimmungs-
schnellmeldung, 

3.  Abdrucke dieser Satzung, 
4.  Verpackungs- und Siegelmaterial 

zum Verpacken der Abstimmungsun-
terlagen, 

5.  Liste mit den für ungültig erklärten 
Stimmscheinen. 

 
 

§ 10 
Abstimmungszellen 

 
(1)  In jedem Stimmraum richtet der Bür-

germeister eine oder mehrere Ab-
stimmungszellen mit Tischen ein, in 
denen jeder Abstimmberechtigte den 
Stimmzettel unbeobachtet kenn-
zeichnen kann. Als Abstimmungszelle 
kann auch ein nur durch den Ab-
stimmungsraum zugänglicher Neben-
raum dienen. Die Abstimmungszellen 
müssen vom Tisch des Abstim-
mungsvorstandes aus überblickt wer-
den können. 

 
(2)  In der Abstimmungszelle sollen 
Schreibstifte bereitliegen. 
 
 

§ 11 
Abstimmungsurnen 

 
Die Abstimmungsurne muss mit einem 
Deckel versehen und verschließbar sein. 
In diesem Deckel muss die Abstim-
mungsurne einen Spalt haben, der nicht 
weiter als 2 cm sein darf. 
 
 

§ 12 
Abstimmungstisch 

 
Der Tisch, an dem der Abstimmungsvor-
stand Platz nimmt, muss von allen Seiten 
zugänglich sein. An oder auf diesen Tisch 
wird die Abstimmungsurne gestellt. 
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§ 13 

Eröffnung der Abstimmungshandlung
 
(1)  Der Abstimmungsvorsteher eröffnet 

die Abstimmungshandlung damit, 
dass er die Beisitzer zur unparteii-
schen Wahrnehmung ihres Amtes 
und zur Verschwiegenheit über die 
ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit 
bekannt gewordenen Tatsachen, ins-
besondere über alle dem Abstim-
mungsgeheimnis unterliegenden An-
gelegenheiten, verpflichtet und so 
den Abstimmungsvorstand bildet. 
Werden zu Beginn oder während der 
Abstimmungshandlung Hilfskräfte 
hinzugezogen, so sind auch diese zu 
verpflichten. 

 
 
(2)  Der Abstimmungsvorstand überzeugt 

sich vor Beginn der Stimmabgabe 
davon, dass die Abstimmungsurne 
leer ist. Der Abstimmungsvorsteher 
verschließt die Abstimmungsurne. Sie 
darf bis zum Schluss der Abstim-
mungshandlung nicht geöffnet wer-
den. 

 
 

§ 14 
Stimmzettel 

 
Die Stimmzettel werden amtlich herge-
stellt. Sie müssen die zu entscheidende 
Frage enthalten und auf ”ja” und ”nein” 
lauten. Zusätze sind unzulässig. 
 

 
§ 15 

Öffentlichkeit 
 
(1)  Die Abstimmungshandlung und die 

Ermittlung des Abstimmungsergeb-
nisses sind öffentlich. Der Abstim-
mungsvorstand kann aber im Interes-
se der Abstimmungshandlung die 
Zahl der Anwesenden beschränken. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 9 
Stimmzettel 

 
Die Stimmzettel werden amtlich herge-
stellt. Sie müssen die zu entscheidende 
Frage enthalten und auf „Ja“ und „Nein“ 
lauten. Zusätze sind unzulässig. 
 
 

§ 10 
Öffentlichkeit 

 
(1) Die Abstimmungshandlung und die 

Ermittlung des Abstimmungsergeb-
nisses in den Stimmbezirken sind öf-
fentlich. Der Abstimmungsvorstand 
kann aber im Interesse der Abstim-
mungshandlung die Zahl der im 
Stimmlokal Anwesenden beschrän-
ken. 
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(2)  Den Anwesenden ist jede Einfluss-

nahme auf die Abstimmungshandlung 
und das Abstimmungsergebnis unter-
sagt. 

 
 
(3)  In und an dem Gebäude, in dem sich 

der Abstimmungsraum befindet, ist 
jede Beeinflussung der Abstimmen-
den durch Wort, Ton, Schrift oder Bild 
verboten. 

 
 
(4)  Die Veröffentlichung von Ergebnissen 

von Abstimmungsbefragungen nach 
der Stimmabgabe über den Inhalt der 
Abstimmungsentscheidung ist vor Ab-
lauf der Abstimmungszeit unzulässig. 

 
 

§ 16 
Stimmabgabe im Stimmbezirk 

 
(1)  Im Stimmraum geht der Abstimmbe-

rechtigte zum Tisch des Abstim-
mungsvorstandes und gibt seine Per-
sonalien an. Auf Verlangen hat er 
sich auszuweisen. Sobald der Ab-
stimmungsvorstand den Namen des 
Abstimmberechtigten im Abstim-
mungsverzeichnis gefunden hat, er-
hält der Abstimmberechtigte einen 
amtlichen Stimmzettel. Die Mitglieder 
des Abstimmungsvorstandes sind, 
wenn nicht die Feststellung der Ab-
stimmberechtigung es erfordert, nicht 
befugt, Angaben zur Person des Ab-
stimmberechtigten so zu verlautba-
ren, dass sie von sonstigen im 
Stimmraum Anwesenden zur Kennt-
nis genommen werden können. 

 
 
(2) Der Abstimmende hat eine Stimme. 

Er gibt seine Stimme geheim ab. Der 
Abstimmungsvorstand wacht darüber, 
dass das Abstimmungsgeheimnis 
gewahrt bleibt. 

 
 

 
(2) Den Anwesenden ist jede Einfluss-

nahme auf die Abstimmungshandlung 
und das Abstimmungsergebnis unter-
sagt. 

 
 
(3) In und an dem Gebäude, in dem sich 

der Abstimmungsraum befindet, ist 
jede Beeinflussung der Abstimmen-
den durch Wort, Ton, Schrift oder Bild 
verboten. 

 
 
(4) Die Veröffentlichung von Ergebnissen 

von Abstimmungsbefragungen nach 
der Stimmabgabe über den Inhalt der 
Abstimmungsentscheidung ist vor Ab-
lauf der Abstimmungszeit unzulässig. 

 
 

§ 11 
Stimmabgabe 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1) Der Abstimmende hat eine Stimme. 

Er gibt seine Stimme geheim ab. 
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(3)  Der Abstimmende gibt seine Stimme 

in der Weise ab, dass er durch ein 
auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welcher Antwort sie 
gelten soll. 

 
 
(4)  Der Abstimmende faltet daraufhin 

den Stimmzettel so, dass bei der Ab-
gabe von Umstehenden nicht erkannt 
werden kann, wie er gestimmt hat 
und wirft ihn in die Abstimmungsurne.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5)  Der Abstimmende kann seine Stimme 

nur persönlich abgeben. Ein Abstim-
mender, der des Lesens unkundig ist 
oder durch körperliche Gebrechen 
behindert ist, den Stimmzettel zu 
kennzeichnen, zu falten und in die 
Abstimmungsurne zu werfen, kann 
sich der Hilfe einer anderen Person 
(Hilfsperson) bedienen. 

 
 
 
 

 
(2) Der Abstimmende gibt seine Stimme 

in der Weise ab, dass er durch ein 
auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich mach, welcher Antwort sie 
gelten soll. 

 
 
(3) Der Abstimmende faltet daraufhin 

den Stimmzettel und wirft ihn in die 
Abstimmungsurne. 

 
 
 
 
(4) Bei elektronischen Stimmenzählgerä-

ten gibt der Abstimmende seine 
Stimme in der Weise ab, dass er an 
das Stimmenzählgerät tritt und seine 
Antwort auf die zu entscheidende 
Frage auf einem großen Tastenfeld, 
das den amtlichen Stimmzettel wie-
dergibt, trifft. Dieser Vorgang ent-
spricht bei einer herkömmlichen Ab-
stimmung dem Ankreuzen auf dem 
Stimmzettel. Wünscht der Abstim-
mende keine Korrektur, hat er jetzt 
als zweiten Knopfdruck die „STIMM-
ABGABE“ zu drücken. Dies entspricht 
bei einer herkömmlichen Abstimmung 
dem Einwerfen des gefalteten 
Stimmzettels in die Abstimmungsur-
ne. Damit hat der Abstimmende seine 
Stimme abgegeben, die im Rechner 
des Stimmenzählgerätes registriert 
und gezählt wird. 

 
(5) Der Abstimmende kann seine Stimme 

nur persönlich abgeben. Ein Abstim-
mender, der des Lesens unkundig 
oder durch körperliches Gebrechen 
behindert ist, den Stimmzettel zu 
kennzeichnen, zu falten und in die 
Abstimmungsurne zu werfen, kann 
sich der Hilfe einer anderen Person 
(Hilfsperson) bedienen. 
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(6)  Der Abstimmungsvorstand hat eine 
Person zurückzuweisen, die  
 
a) nicht in das Abstimmungsver-

zeichnis eingetragen ist und keinen 
Stimmschein besitzt, 

b) bereits einen Stimmabgabever-
merk im Abstimmungsverzeichnis 
hat, es sei denn sie weist nach, 
dass sie noch nicht abgestimmt 
hat, 

c) ihren Stimmzettel außerhalb der 
Abstimmungszelle gekennzeichnet 
oder ihn mit einem äußerlich sicht-
baren, dass Abstimmungsgeheim-
nis offensichtlich gefährdenden 
Kennzeichen versehen hat. 

 
Ein Abstimmungsberechtigter, bei 
dem die Voraussetzungen des Sat-
zes 1 Buchstabe a) vorliegen, ist bei 
der Zurückweisung darauf hinzuwei-
sen, dass er bei dem Bürgermeister 
bis 15.00 Uhr einen Stimmschein be-
antragen kann. 

 
 
(7)  Glaubt der Abstimmungsvorsteher, 

die Abstimmberechtigung einer im 
Abstimmungsverzeichnis eingetrage-
nen Person beanstanden zu müssen, 
oder werden sonst aus der Mitte des 
Abstimmungsvorstandes Bedenken 
gegen die Zulassung einer Person 
zur Stimmabgabe erhoben, so be-
schließt der Abstimmungsvorstand 
über die Zulassung oder Zurückwei-
sung. Der Beschluss ist in der Ab-
stimmungsniederschrift zu vermer-
ken. 

 
 
(8)  Hat ein Abstimmberechtigter seinen 

Stimmzettel verschrieben oder verse-
hentlich unbrauchbar gemacht oder 
wird der Abstimmberechtigte nach 
Absatz 6 Buchstabe c) zurückgewie-
sen, so ist ihm auf Verlangen ein 
neuer Stimmzettel auszuhändigen. 
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(9)  Der Abstimmungsvorstand vermerkt 
die Stimmabgabe neben dem Namen 
des Abstimmberechtigten im Abstim-
mungsverzeichnis in der dafür be-
stimmten Spalte. 

 
 

§ 16 a 
Stimmabgabe per Brief 

 
(1)  Bei der Stimmabgabe per Brief hat 

der Abstimmende dem Bürgermeister 
in einem verschlossenen Briefum-
schlag  
 
a) seinen Stimmschein, 
 
b) in einem besonderen verschlosse-

nen Stimmumschlag seinen 
Stimmzettel, 

 
so rechtzeitig zu übersenden, dass 
der Stimmbrief am Tag des Bürger-
entscheids bis 16.00 Uhr bei ihm ein-
geht.  

 
 
(2)  Auf dem Stimmschein hat der Ab-

stimmende oder die Hilfsperson (§ 16 
Abs. 5) dem Bürgermeister an Eides 
statt zu versichern, dass der Stimm-
zettel persönlich oder gem. dem er-
klärten Willen des Abstimmenden ge-
kennzeichnet worden ist.  

 
 
(3)  Der Bürgermeister sammelt die 

Stimmbriefe ungeöffnet und hält sie 
unter Verschluss. Er vermerkt auf je-
dem ab Abstimmungstag nach 
16.00 Uhr eingegangenen Stimmbrief 
Tag und Uhrzeit des Eingangs, auf 
den vom nächsten Tag an eingehen-
den Stimmbriefen nur den Ein-
gangstag. 

 
 
(4)  Der Bürgermeister ordnet die Stimm-

briefe nach den darauf vermerkten 
Stimmbezirken und gegebenenfalls 
nach den darauf verzeichneten 

 
 
 
 
 
 
 

§ 11 a 
Stimmabgabe per Brief 

 
(1)  Bei der Stimmabgabe per Brief hat 

der Abstimmende dem Bürgermeister 
in einem verschlossenen Briefum-
schlag 

 
a) seinen Stimmschein, 
 
b) in einem besonderen verschlosse-

nen Stimmumschlag seinen 
Stimmzettel 

 
so rechtzeitig zu übersenden, dass 
der Stimmbrief am Tag des Bürger-
entscheids bis 16.00 Uhr bei ihm ein-
geht. 

 
 
(2) Auf dem Stimmschein hat der Ab-

stimmende oder die Hilfsperson (§ 11 
Abs. 5 Satz 2) dem Bürgermeister an 
Eides Statt zu versichern, dass der 
Stimmzettel persönlich oder gemäß 
dem erklärten Willen des Abstim-
menden gekennzeichnet worden ist. 
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Stimmscheinnummern und übergibt 
sie am Abstimmungstag dem Brief-
abstimmungsvorstand oder, falls 
mehrere Briefabstimmungsvorstände 
eingesetzt werden, verteilt sie auf die 
Briefabstimmungsvorstände. 

 
 

§ 16 b 
Vorstand für die Stimmabgabe per 

Brief 
 
(1)  Der Vorstand für die Stimmabgabe 

per Brief (Briefabstimmungsvorstand) 
öffnet den Stimmbrief, prüft die Gül-
tigkeit der Stimmabgabe und legt den 
Stimmumschlag im Falle der Gültig-
keit der Stimmabgabe ungeöffnet in 
die Abstimmungsurne des Stimmbe-
zirks, der auf dem Stimmbrief be-
zeichnet ist. Jeder Briefabstim-
mungsvorstand erhält soviel Abstim-
mungsurnen, wie ihm Stimmbezirke 
zugeteilt sind. Auf jeder Abstim-
mungsurne muss der Stimmbezirk 
deutlich sichtbar bezeichnet sein. 

 
 
(2)  Bei der Stimmabgabe per Brief sind 

Stimmbriefe zurückzuweisen, wenn 
 

1.  der Stimmbrief nicht rechtzeitig 
eingegangen ist, 

 
2.  dem Stimmbriefumschlag kein o-

der kein gültiger Stimmschein bei-
liegt, 

 
3.  dem Stimmbriefumschlag kein 

Stimmumschlag beigefügt ist, 
 
4.  weder der Stimmbriefumschlag 

noch der Stimmumschlag ver-
schlossen ist, 

 
5. der Stimmbriefumschlag mehrere 

Stimmumschläge, aber nicht eine 
gleiche Anzahl gültiger und mit der 
vorgeschriebenen Versicherung an 
Eides statt versehener Stimm-
scheine enthält, 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 11 b 
Vorstand für die Stimmabgabe per 

Brief 
 
(1) Der Vorstand für die Stimmabgabe 

per Brief (Briefabstimmungsvorstand) 
öffnet den Stimmbrief, prüft die Gül-
tigkeit der Stimmabgabe und legt den 
Stimmumschlag im Falle der Gültig-
keit der Stimmabgabe ungeöffnet in 
die Abstimmungsurne des Stimmbe-
zirks, der auf dem Stimmbrief be-
zeichnet ist. 

 
 
 
 
 
 
 
(2)  Bei der Stimmabgabe per Brief sind 

Stimmbriefe zurückzuweisen, wenn  
 
1. der Stimmbrief nicht rechtzeitig einge-

gangen ist, 
 
2. dem Stimmbriefumschlag kein oder 

klein gültiger Stimmschein beiliegt, 
 
 
3. dem Stimmbriefumschlag kein Stimm-

umschlag beigefügt ist, 
 
4. weder der Stimmbriefumschlag noch 

der Stimmumschlag verschlossen ist, 
 
 
5. der Stimmbriefumschlag mehrere 

Stimmumschläge, aber nicht eine glei-
che Anzahl gültiger und mit der vorge-
schriebenen Versicherung an Eides 
Statt versehener Stimmscheine ent-
hält, 



  Anlage zu Drucksachen Nr.: 03/0398  
- 17 - 

 

 
  

 
 
6. der Abstimmende oder die Person 

seines Vertrauens die vorge-
schriebene Versicherung an Eides 
statt zur Briefabstimmung auf dem 
Stimmschein nicht unterschrieben 
hat, 

 
7. kein amtlicher Stimmumschlag be-

nutzt worden ist, 
 
8.  ein Stimmumschlag benutzt wor-

den ist, der offensichtlich in einer 
das Abstimmungsgeheimnis ge-
fährdenden Weise von den übrigen 
abweicht. 

 
Die Einsender zurückgewiesener 
Stimmbriefe werden nicht als Ab-
stimmende gezählt; ihre Stimmen gel-
ten als nicht abgegeben. Zurückwei-
sungen müssen in die Briefabstim-
mungsniederschrift eingetragen wer-
den.  

 
 
(3)  Die Feststellung des Briefabstimmer-

gebnisses des Stimmbezirks obliegt 
dem Briefabstimmungsvorstand. Mit 
der Ermittlung des Ergebnisses der 
Abstimmung per Brief darf nicht vor 
Abschluss der Tätigkeit des Briefab-
stimmungsvorstandes nach § 16 b 
Abs. 1 und 2 und nicht vor Schluss 
der allgemeinen Abstimmungszeit 
begonnen werden. Im Übrigen gelten 
die nachfolgenden Vorschriften dieser 
Satzung sinngemäß. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
6. der Abstimmende oder die Person sei-

nes Vertrauens die vorgeschriebene 
Versicherung an Eides Statt zur Brief-
abstimmung auf dem Stimmschein 
nicht unterschrieben hat, 

 
 
7. kein amtlicher Stimmumschlag benutzt 

worden ist, 
 
8. ein Stimmumschlag benutzt worden ist, 

der offensichtlich in einer das Abstim-
mungsgeheimnis gefährdenden Weise 
von den übrigen abweicht. 

 
 
Die Einsender zurückgewiesener 
Stimmbriefe werden nicht als Ab-
stimmende gezählt; ihre Stimmen gel-
ten als nicht abgegeben. 

 
 
 
 
 
(3) Die Feststellung des Briefabstimmer-

gebnisses im Stimmgebiet obliegt 
dem Abstimmungsvorstand eines 
vom Bürgermeister bestimmten 
Stimmbezirks; bei Bedarf können im 
Stimmbezirk auch mehrere Abstim-
mungsvorstände bestimmt werden. In 
Stimmbezirken, in denen mindestens 
50 Stimmbriefe eingegangen sind, 
kann der Briefabstimmungsvorstand 
auch das Ergebnis der Briefabstim-
mung feststellen. 
Werden elektronische Stimmenzähl-
geräte eingesetzt, kann der Bürger-
meister bestimmen, dass abweichend 
von § 11 b Abs. 1  für das Abstim-
mungsgebiet ein oder mehrere Brief-
abstimmungsstimmbezirke eingerich-
tet werden. 

 
 
 
 
 



  Anlage zu Drucksachen Nr.: 03/0398  
- 18 - 

 

 
  

(4)  Die Stimmen eines Abstimmenden, 
der an der Abstimmung per Brief teil-
genommen hat, werden nicht dadurch 
ungültig, dass er vor dem oder am 
Tag des Bürgerentscheids stirbt, aus 
dem Abstimmungsgebiet verzieht o-
der sonst sein Stimmrecht verliert. 

 
 
(5)  Über die Abstimmung per Brief ist ei-

ne Briefabstimmungsniederschrift 
entsprechend § 22 zu fertigen. 

 
 
(6)  Sobald das Briefabstimmungsergeb-

nis im Stimmbezirk ermittelt ist, mel-
det es der Briefabstimmungsvorste-
her gemäß § 21 dem Abstimmungs-
leiter. 

 
 

§ 17 
Stimmabgabe mit Stimmschein 

 
Der Inhaber eines Stimmscheins weist 
sich aus und übergibt den Stimmschein 
dem Abstimmungsvorsteher. Dieser prüft 
den Stimmschein. Entstehen Zweifel über 
die Gültigkeit des Stimmscheins oder ü-
ber den rechtmäßigen Besitz, so klärt sie 
der Abstimmungsvorstand nach Möglich-
keit und beschließt über die Zulassung 
oder Zurückweisung des Inhabers. Der 
Vorgang ist in der Abstimmungsnieder-
schrift zu vermerken. Der Abstimmungs-
vorsteher behält den Stimmschein auch 
im Falle der Zurückweisung ein. 
 
 

§ 18 
Schluss der Abstimmungshand-

lung 
 
Sobald die Abstimmungszeit abgelaufen 
ist, wird dies vom Abstimmungsvorsteher 
bekannt gegeben. Von da ab dürfen nur 
noch die Abstimmberechtigten zur 
Stimmabgabe zugelassen werden, die 
sich im Abstimmungsraum befinden. Der 
Zutritt zum Abstimmungsraum ist solange 
zu sperren, bis die anwesenden Ab-

(4) Die Stimmen eines Abstimmenden, 
der an der Abstimmung per Brief teil-
genommen hat, werden nicht dadurch 
ungültig, dass er vor dem oder am 
Tag des Bürgerentscheids stirbt, aus 
dem Abstimmungsgebiet verzieht 
oder sonst sein Stimmrecht verliert. 
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stimmberechtigten ihre Stimme abgege-
ben haben. Sodann erklärt der Abstim-
mungsvorsteher die Abstimmungshand-
lung für geschlossen. 
 
 
 

§ 19 
Stimmenzählung 

 
(1) Die Stimmenzählung erfolgt unmittel-

bar im Anschluss an die Abstim-
mungshandlung durch den Abstim-
mungsvorstand. 

 
 
(2)  Bei der Stimmenzählung ist die Ge-

samtzahl der abgegebenen Stimmen 
an Hand des Abstimmungsverzeich-
nisses und der eingenommen Stimm-
scheine (als Ersatz für den Eintrag im 
Abstimmungsverzeichnis) festzustel-
len und mit der Zahl der in den Urnen 
befindlichen Stimmzettel zu verglei-
chen. Ergibt sich auch nach wieder-
holter Zählung keine Übereinstim-
mung, so ist dies in der Abstim-
mungsniederschrift anzugeben und, 
soweit möglich, zu erläutern. In die-
sem Fall gilt die Zahl der in der Ab-
stimmungsurne enthaltenen Stimm-
zettel als Zahl der abgegebenen 
Stimmen. Danach wird die Zahl der 
gültigen und ungültigen Stimmen und 
der auf jede Antwort entfallenen 
Stimmen ermittelt und in die Abstim-
mungsniederschrift eingetragen. 

 
 
(3)  Über die Gültigkeit der Stimmen ent-

scheidet der Abstimmungsvorstand. 
 
 

§ 20 
Ungültige Stimmen 

 
Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimm-
zettel 
 
1. nicht amtlich hergestellt ist, 
2. keine Kennzeichnung enthält, 

 
 
 
 
 
 
 

§ 12 
Stimmenzählung 

 
(1) Die Stimmenzählung erfolgt unmittel-

bar im Anschluss an die Abstimm-
handlung durch den Abstimmungs-
vorstand. 

 
 
(2)  Bei der Stimmenzählung ist zunächst 

die Gesamtzahl der abgegebenen 
Stimmen an Hand des Abstimmungs-
verzeichnisses und der eingenom-
menen Abstimmscheine festzustellen 
und mit der Zahl der in den Urnen be-
findlichen Stimmzettel zu vergleichen. 
Danach wird die Zahl der gültigen 
Stimmen und der auf jede Antwort 
entfallenen Stimmen ermittelt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3)  Über die Gültigkeit der Stimmen ent-

scheidet der Abstimmungsvorstand. 
 
 

§ 13 
Ungültige Stimmen 

 
Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimm-
zettel 
 
1. nicht amtlich hergestellt ist, 
2. keine Kennzeichnung enthält, 
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3  den Willen des Abstimmenden nicht 
zweifelsfrei erkennen lässt, 

4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 
 
 

§ 21 
Schnellmeldungen 

 
(1) Sobald das Abstimmungsergebnis im 

Stimmbezirk ermittelt ist, meldet es 
der Abstimmungsvorsteher dem Ab-
stimmungsleiter. 

 
 
(2)  Die Meldung wird auf dem schnells-

ten Weg erstattet. Sie enthält folgen-
de Zahlen: 
 
1.  Zahl der abgegebenen Stimmen, 
2.  Zahl der eingenommenen Stimm-

scheine, 
3.  Zahl der ungültigen Stimmen, 
4.  Zahl der gültigen Stimmen, 
5. Zahl der auf jede Antwort entfal-

lenden Stimmen. 
 
 

 
§ 22 

Abstimmungsniederschrift und Ab-
schluss des Abstimmungsgeschäfts 

 
(1)  Über die Abstimmungshandlung so-

wie die Ermittlung und Feststellung 
des Abstimmungsergebnisses ist eine 
Abstimmungsniederschrift zu fertigen. 
Die Niederschrift ist von den Mitglie-
dern des Abstimmungsvorstandes zu 
unterzeichnen. Verweigert ein Mit-
glied des Abstimmungsvorstandes 
die Unterschrift, so ist der Grund hier-
für in der Abstimmungsniederschrift 
zu vermerken. Beschlüsse nach § 16 
Abs. 7 und § 17 sowie Beschlüsse 
über die Gültigkeit von Stimmen sind 
in der Abstimmungsniederschrift zu 
vermerken.  

 
 
 
 

3. den Willen des Abstimmenden nicht 
zweifelsfrei erkennen lässt, 

4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 
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(2)  Der Abstimmungsniederschrift sind, 
verpackt und versiegelt, beizufügen: 

 
1.  sämtliche Stimmzettel getrennt 

nach Ja- oder Neinstimmen und 
ungültigen Stimmen, 

2.  sämtliche Stimmscheine. 
 
 
(3)  Der Abstimmungsvorsteher hat die 

Abstimmungsniederschrift mit den 
Anlagen unverzüglich dem Abstim-
mungsleiter zu übergeben. 

 
 
(4)  Abstimmungsvorsteher und Abstim-

mungsleiter haben sicherzustellen, 
dass die Abstimmungsniederschriften 
mit den Anlagen Unbefugten nicht 
zugänglich sind. 

 
 
(5)  Der Abstimmungsvorsteher gibt dem 

Abstimmungsleiter die ihm zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen und Aus-
stattungsgegenstände zurück. 

 
 

§ 23 
Feststellung des Ergebnisses 

 
 
(1) Der Rat stellt das Ergebnis des Bür-

gerentscheids fest. Die Frage ist in 
dem Sinne entschieden, in dem sie 
von der Mehrheit der gültigen Stim-
men beantwortet wurde, sofern diese 
Mehrheit mindestens 25 vom Hundert 
der Bürger beträgt. Bei Stimmen-
gleichheit gilt die Frage als mit ”Nein” 
beantwortet. 

 
 
(2)  Nach der Feststellung des Ergebnis-

ses durch den Rat werden die 
Stimmzettel, die Stimmscheine, das 
Abstimmungsverzeichnis sowie das 
Stimmscheinverzeichnis vernichtet. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 14 
Feststellung des Ergebnisses 

 
 
(1)  Der Rat stellt das Ergebnis des Bür-

gerentscheids fest. Die Frage ist in 
dem Sinne entschieden, in dem sie 
von der Mehrheit der gültigen Stim-
men beantwortet wurde, sofern diese 
Mehrheit mindestens 20 vom Hundert 
der Bürger beträgt. Bei Stimmen-
gleichheit gilt die Frage als mit „Nein“ 
beantwortet. 

 
 
(2)  Der Bürgermeister macht das festge-

stellte Ergebnis öffentlich bekannt. 
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§ 24 

Abstimmungsprüfung 
 
Eine Abstimmungsprüfung findet nicht 
statt. 
 
 

§ 25 
Veröffentlichung des Abstimmungser-

gebnisses 
 
Der Abstimmungsleiter macht das vom 
Rat festgestellte Abstimmungsergebnis 
öffentlich bekannt.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 26 
In-Kraft-Treten 

 
Die Satzung für die Durchführung von 
Bürgerentscheiden tritt mit dem Tage 
nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

 
§ 15 

Abstimmungsprüfung 
 
Eine Abstimmungsprüfung findet nicht 
statt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 16 
Anwendung der Kommunalwahlord-

nung 
 
Folgende Vorschriften der Kommunal-
wahlordnung vom 31.08.1993 (GV NW S. 
592, 967) zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 16.7.1999 (GV NW S. 416) fin-
den entsprechende Anwendung: §§ 4, 7, 
8, 9 – 11, 12 Abs. 1, 2 und 4, 14 Nr. 1 – 4 
und Nr. 6, 15 – 18, 19 – 22, 33 – 60, 63 
Abs. 1, 81 – 84.  
 
 

§ 17 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung für die Durchführung von 
Bürgerentscheiden tritt mit dem Tage 
nach der Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung für die 
Durchführung von Bürgerentscheiden 
vom 18.12.1996 außer Kraft. 
 
 

 
 


